20. Aan, (Abend-usgabe.) 
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Teltgraphiſche Depeſchen der Danziger Zeitung. 
Angekommen 10 Uhr Vormittags. 
Hamburg, 20. Januar. Geſtern Abend kam der 
Herzog Carl von Glücksbarg, älteſter Bruder des 
Königs Chriſtian IX., von Schloß Louiſenlund in 
Schleswig bier an; er verläßt das Land, nachdem 
er ſeinem Bruder den Huldigungseid verweigert. 


Angekommen 1 Uhr Nachmittags. 

Stuttgart, 20. Jan. Die ngeordnetenkammer 
Hat einſtimmig beſchloſſen, die Regierung zu bitten, 
dem deutſchen Bunde zur Sicherſtellung der Herzog; 
thümer ſofort Truppen zur augenblicklichen Verfu⸗ 
fügung zu ſtellen, für die Mobilmachung des ganzen 
Contingents alles Erforderliche vorzukehren, und 
ähnliche Maßregeln der anderen bundestreuen Staa · 
ten durch einen Antrag beim Bunde herbeizuführen. 


Angekommen 2 Uhr Nachmittags. 

Hamburg, 20. Jan. Südoſtwind, 2 Grad Wärme. 
Die erſte Abtheilung preußiſcher Truppen wird heute 
bier erwartet; die durchgehenden Truppen verweilen 
bier eine Nacht, die hier liegenden Oeſterreicher rücken 

nach Schleswig ab. 

AKitona, 20. Januar. Die Bundescommiſſäre 
Publizigen die Ernennung des bisherigen Regierungs · 
mitgliedes Spergerichtsraths Henrici zum Land- 
regierungspraſidenten, und die des Grafen Baudiſſin 
zum Mitglied der Landesregierung. 

Geſtern iſt ein hannovelſches Jägerbataillon von 
Harburg in Altona angekommen. 

Der „Altonaer Merkur‘ berichtet: „Es heißt, daß 
zum Weitertransport der Preußen und Seſterreicher 
von Altona nach Rendsburg die nothigen Vorberei- 
tungen dahin getroffen ſeien, daß von Donner ſtag 

ab taglich bobo Mann nach dem Norden befordert 
werden konnen. 

Kiel, 20. Januar. Der ſchleswig · hol ſteiniſche 
Berein hat beſchloſſen, den Antrag an die Bundes 

8 commiſſare zu flellen, die ſchleunige Wiedererrichtung 
eines holſtein⸗lauenburgiſchen Bundescontingents an⸗ 
zuordnen. f 


GW. d. b.) Aelcgrappiſcr Nachrichten der Danziger Zettung- 
Frankfurt a. M., 19. Januar, Abende. Die „Süd⸗ 
veulfche Zeilung“ hört, daß der Bericht des beixeffruden Aus» 
ſcheſſes der Bundesverſaumlung über die Zulaſſang eines 
Geſandten für Holſtein am vergangenen Sounabende feſtge⸗ 
ſteut worden ſei. Die Mehrheit des Ausſchuſſee, zu der auch 
Hannover gehöre, trage Darauf an, den Geſaadten des Her⸗ 
zegs Griebrich als ſis⸗ und ſuumberechtigt für Holſtein au⸗ 
zuertennen. Zu das Pleuum fei der Bericht noch nicht ge⸗ 
bracht, weil Oeſterreich und Preußen zur Feſiſtellung ihres 
Diinoritätsvotums noch einige Zeit beanspruchten. Die Ab⸗ 
ſummung werde ſchwerlich vor dem 25. d. erfolgen. 

Wien, 18. Janu. r. Die „General⸗Correſpondenz aus 
Oeſterreich“ jagt über den vorgzeſtrigen Artitel des „Dresdener 
Journals“, ce laſſe ſich durch eine Verſchiedenheit der Anſich⸗ 
ten nicht rechtfertigen, wen im „Dresdener Jcurnal“ von 

seiner Täuſchung geſprochen werde, welche durch Zaſagen der 
deulſchen Großſtaaleu herbeigefünrt worden; die 10 Beſchul⸗ 
digten treffe der Vorwurf teinenfalls. Solchen Boden zu be⸗ 
trelen hätte übrigens gerade das Organ einer Regierung An⸗ 
ſtand nehmen jolen, die es, da ſie es noch gekonnt, nicht ver⸗ 


hindert habe, daß die durch das Votum des Bundes beſchloſ⸗ 


jene Execution benutzt wurde, 12 die vorbehaltene Succeſſions⸗ 
rage lactiſch zur Löſung zu bringen. 

5 lem 19 —.— Der Kalſer hat geſtern die nach 
Schleswig bestimmten Truppen inſpuirt und in ſeiner An⸗ 
ſprache an die Difi,siere cin gutes Einvernehmen mit den 
preußiſchen Waffeubiüdern beiont, Heute beginnt der Abs 
marjdy.dex. Truppen. z 

Brüſſel, 19. Jannar, Abends. Der Herzog Carl von 
Glücksburg, älterer Bruder des Könige von Danemark, wird 
jeden Augenblick hier erwartet. Er verläßt mit ſeiner Familie 
vie Herzogihümer aus Nüdjicht auf jene Sicherheit. 

Parts, 19. Januar, Abepds. Ber den auf heute ans 
geſetzten Nachwahlen find gewählt im Departement des Nie- 
berryein der Oppeſilons⸗Candibat Clapar ede, in Nimes 


im Departement Gald der Regicrunss » Candidal Bravay, 


in Gpiual im Departement der Vogeſen der Oppojitione- 


Cancidat B f i 
„** Der fällige Lloyddampfer iſt mit 


der Ueberlandpoſt aus Alexandrien enngeioflen: 


Landtags- Verhandlungen. 
d 28. Sibung des Abgeorducten ⸗Hauſes. 

Zu dem von der Staatsregierung eingebrachten Geſetz⸗ 
Entwurf, betr. die Ergänzung des Art. 99 der Berfaſſung, 
hat Abg. Frh. v. d. Deyot folgendes Amendement n: 
„So lauge, ale die Klone und die beiden Päuſer dee Land. 

lags ſich hinſichilich der Feſtſtelung des neuen Staats haus- 
halis-Gtals nicht geeinigt haben, bleibt der zuletzt feſtgeſtellte 
Eiat in Krafl.“ Daſſelbe finder jedoch nicht die ausreichende 
Unterſtüsung. — Ein vom Abg. Grafen Bethuſy⸗Huc ein⸗ 
gebrachtes Amendement lautet? „Lehnt das Herrenhaus den 
Staate haushalis⸗ Etat ab und wird dadurch die rechtzeitige 
"Sejtttellung deſelben unmöglich, ſo bleivdt der zulett ele. 
Nellte Eiat bie zur Vereinbarung eines neuen Etals mn Kraft. 

Abg. Graf Bethuſy⸗ uc ſucht nachzuweiſen, daß im 
Art. 62 ber Berfaſſung, „tieſem Fundamente der dekannten 
Verfaſſuugs- Lüden - Theorie“, der Auspınd , Geſet“ im druten 


Alinea anders gebraucht ſei, als an andern Stellen der Ver⸗ 
faſſung; eine materielle Verſchiedenheit werde dadurch be⸗ 
gründet, daß das betreffende Geſetz allläyrlich erneuert wer⸗ 
den müſſe. Der Redner bleibt auf der Tribüne unvernändlich 
bis auf einzelne Säge, wie: „Das unbedingte Veto der Re⸗ 
gierung würde die Thätigkeit der beiden Häuſer des Land⸗ 
tags illuſoriſch machen“ 

Abg. Dr. Waldeck: Das Budgetrecht, wie es ſowvhl 
vom vereinigten Landtage, als auch in unferer Verfaſſung 
feitgeftellt fei, werde in leder conſtitutionellen Berfafjung ger 
geben. Die Art. 99 und 100 der Verfaſſungsurkunde fegen 
ſeſt, daß der Etat feſtgeſtellt werden müjfe und daraus folge 
zweierlei: 1) daß das Gefetz gegeben werden müffe, daß es 
nicht bloß gegeben werden könne, und 2) daß das vom Ab⸗ 
geerdnetenhauſe feſigeſtellte Geſes in ſofern maßgebend für 
die Regierung ſein müſſe, da, falls dieſes bei feinem Beſchluſſe 
beharre, kein gemeinſamer Beſchluß über das Budget zu 
Stande kommen könne. Der Wortlaut der genannten bei⸗ 
den Artikel ſei von der Rationalverfammlung feſtzeſetzt und 
in derſelben niemals anders aufgefaßt worden. Redner geht 
ſodann ausführlich auf die Verhandlungen der Reviſionskam⸗ 
mern ein, um nachzuweiſen, daß der $ 109 nur in Folge zu⸗ 


fälıger Redaclion unter die allgemeinen Beſtimmungen ge⸗ 
kommen fei, dadurch aber nicht ſeinen Charakter als Ueber⸗ 
Endlich weiſt er auch aus 
dem Inhalte des § 109 und feinem Zuſammenhange mit den 


gangs beſtimmung verloren habe. 


Art. 99 und 100 ſeine Behauptung nach. Es ſei unrichtig, 
zu behaupten, daß, wenn das Haus einmal in die Lage käme, 
alle Ausgaben und Einnahmen zu verringern, die Einnah⸗ 
men deſſenungeachtet erhoben werden könnten, denn 
fie würden erhoben, um ausgegeben, und nicht, um hingelegt 
zu werden. Er habe dieſe Entwickelung geben zu müſſen ger 
glaubt, wenn fie auch mit dem vorliegenden Geſetzentwurf 
nicht in ditecter Beziehung ſtehe, weil er es für wichng halte, 
daß das Volk ſein Budgetrecht in vellem Umfange kennen 
lerne. 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Ober- Finanzrath Wollny: Die 
Staatsregierung hat nie bezweifelt, daß nach der Verfaſſung 
die geſetzliche Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etat die Grund⸗ 
lage für die Finanzverwaltung des Staates zu bilden beſtimmt 
ei; fie kaun aber nicht zugeben, daß das geſchriebene Ver⸗ 
faſſungsrecht in dieſer Beziehung erſchöpfend jei. Die Berf.- 
Urkunde beſtimmt nicht: es muß in jedem Jahre ein Etat⸗Ge⸗ 
ſetz zu Stande kommen und elt dies nicht, ſo iſt dies 
eine Ver aſſungsverletzung. Die S regierung interpretirt 
den Art. 99 jo; der Staatshaushalts⸗Etat wird in jedem Jahre 
durch ein Geſes feſtgeſtellt, uicht: er muß in jedem Jahre durch 
ein Geſetz feſtgeſteut werden, obwohl zugegeben werden 
kann, daß in dem Sprachgebrauch der Geſetzgebung der re⸗ 
ferirende Juvicativ oftmals eine imperative Bedeutung hat. 
Faßt man aber die Verfaſſungs⸗Urkunde im Zuſammenhange 
auf, jo iſt klar, dieſelbe kann nicht gejagt haben; der Etat 
muß in jedem Jahre durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden, weil 
ſie die Möglichkeit zuläßt, daß die zum Zuſtandekommen jedes 
Geſetzes nothwendige Vereinbarung der drei geſetzgebenden 
Factoren nicht zu Stande kommt. Die Staatsregierung iſt 
aber andrerſeits fern von der Interpretation des Art. 99: 
der Etat kann in jedem Jahre durch ein Geſetz feſtgenellt 


faſſungs⸗Urkunde die alljährliche Feſtſtellung des Etats 
durch ein Geſetz vorausgeſetzt und das Zuſtandekommen 
eines ſolchen Geſetzes als die Regel ins Auge gefaßt habe. 
Es fragt ſich einlach: was ſoll Recht ſein, wenn das Aoge⸗ 
orbuetenhaus und die Staais regierung üder die Anſätze des 
Etats nicht übereinſtimmen? Die Auffaſſung der Staats⸗ 
regierung iſt die, daß dann zwei, zur Beſchlußnahme beru⸗ 
fene, gleich berechtigte Factoren ſich in Widerſpruch befinden, 
und fie begründet vieſelbe durch die Att. 99 uud 62, daß ein 
Geſetz, alſo auch das Etatszeſet nur durch die Uebereinſtim⸗ 
mung tes Königs und beider Häuſer des Landiages zu Stande 
kommen kann. Die Commuſſion erklärt das Ctotszeſetz als 
die „Generalvollmacht und Inſtrucuon zur Führung der 
Finanzverwaltung des Etatslahres“ und daß die Voll iehung 
emer ſolchen Vollmacht vom Könige nicht verweigert werden 
könne. Das Budgeigeſes mag eine ſolche Vollmacht fein, es 
iſt aber keine Vollmacht, die nur von den Häuſern des 
Landtags ertheilt wird. Die Vollmacht wird eriheilt von 
der Staatsgewalt; die Stagtsgewalt aber wird, was das 
Zuflandekommen von Finanzgeſetzen betrifft, von der Krone 


und den beiden Häuſern des Landtags ausgeübt. Die Staats- 


regierung iſt nicht vlos der Proponent der Finanzgeſeze, ſon⸗ 
dern auch in ihrer anderweitigen Eigenſchaft als Mit⸗ 
inhaberin der Finanzzewalt ein gleichberectigter Fac⸗ 
tor in Betreff des Zultaudelommend von Finanzgeſeten. 
Wenn es im Berichte deißt: „Von den drei Facteren der rs 
ſetzgebung ſpricht der eine Namens der Steuerzahler die Be⸗ 
reitwilliekeit zum Zahlen aus, der zweite gleichlam das Fiat, 
die Staatsregierung, welche die Gelder einnimmt und die 
Eteculive hal, giebt die Sancıion,“ jo finde, id, eigentlich 
nichts darin, was mit der Auffaſſang im Widerſpruch Hände, 
daß alle drei Factoren mit Gleichberechtigung am Zuſtande⸗ 
kommen des Etatsgeſetzes mitwirken. Das Herrenhaus re- 
präſenurt eben fo gut die Steuerzahler, wie dies hohe Haus. 
Der Commiſtous⸗Bericht fährt dana fort: „Daß nun aber 
bei einer Vereinbarung über Suumen nur das Minus gel⸗ 
ten lann, folgt aus aruhmetiſchen Geſetzen, weil es in Sum⸗ 
wien teine audere Art der Ulebereinſtimmung giebt, als in dem 
Minderbetrag,“ fo glaube ich das in Abrede ſtellen zu milſ⸗ 
ſen; die geringere Zahl in zwar in der größeren enthalten, 
auf teine Weiſe kaun aber von einer „Uebereinstimmung“ über 
die geringere Zahl die Rede jem. Wenn Jemand von einem 
Andern ein Darlehn von 100 Tylrn. fordert, dieſer ihm aber 
uur 50 Thlr. geben will, jo find beide eben nicht über das 
Darteyn von 50 Thlru. einveiſtanden, es jei deun, daß der 
das Darleyn Forderude ſeine Willeusbeſtimmung änvert. 


werden; ihre Auffaſſung geht vielmehr dahin, daß die Ver⸗ 


Liegt nun nach der Anſicht der Staatsregierung die Mög- 
lichkeit vor, daß es nicht in jedem Jahre zu einem Etatsgeſet 
kommt, ſo folat daraus doch noch auf keine Weiſe, wie von 
anderer Seite angenommen worden iſt, daß die Staatsregie⸗ 
rung für einen ſolchen Fall die unumſchränkte Dispoſition 
über die Staatsgelder in Anſpruch nimmt. Die Staateregie⸗ 
rung hat auch nirgend eine überwiegende Stimme, ſondern 
nur eine Gleichberechtigung der drei Stimmen verlangt, die 
zur Feſtſtellung des Elats gehören. Iſt nun der Fall einge 
treten, daß eine Vereinbarung nicht hat zu Stande kommen 
können, fo fragt es ſich: was ſoll weiter zeſchehen? Die Ant⸗ 
wort iſt gehört worden: das Miniſterium möge zurücktreten. 
Das würde eine indirecte Nöthigung der Klone entyalten, 
ihre Miniſter zu wählen nach den Beſchlüſſen der Maforität. 
Einer ſolchen indirerten Nöchigung kann und darf ſich die 
Krone nicht unterwerfen (Unruhe im Hauſe). Oder ſollen die 
Herten Miniſter etwa die Kaſſen ſchliezen, indem fie ſich nicht 
mehr für berechtigt halten, über irgend eine Verwendung der 
Staatseinnahmen zu verfügen? Dies würde zur Auflöfung 
des Staates führen. Die Staatsregierung iſt der Meinung 
geweſen, daß es ihre unverbrüchliche Verpflichtung gegen den 
Staat iſt, den fie in feinem Beſtaude zu wahren habe, auch 
alle diejenigen Ausgaben zu leiſter, welche nothwendig gelei⸗ 
ſtet werden müſſen, um das Staatswohl vor Schaden zu be⸗ 
wahren. Wenn fie auch innerhalb der Etats vorlagen zu blei⸗ 
ben für ihre Pflicht hält, fo hat fie doch ein Geſetz für 
nothwendig gehalten, welches ihr zu einem folden Verfahren 
die formelle Vollmacht ertheilt. Motivirt iſt die Vorlage 
durch den bereits eingetretenen Zuſtand, deſſen vielfache Unzu⸗ 
träglichkeiten der Staatsregierung nicht entgangen. 

Abg. Oſterrath wendet ſich zunächſt gegen die Aus⸗ 
führungen des Abg. Waldeck in Bezug auf die Bedeutung 
des Art. 109 der Verfaſſung. Der Art. 109 habe in keiner 
Weile die Bedeutung einer Uebergange beſtimmung mehr, die 
er urſprünglich gehabt haben möge. Er wendet ſich ſodaun 
gegen die beiden Reſolutionen, die er ſowohl für nicht zu⸗ 
treffend, ats überfläſſig erklärt, während er ſich zugleich für 
den principiellen Antrag der Commiſſion auf Ablehnung 
der Regierungsvorlage ausſpricht. 

Referent Abg. Dr. Gneiſt: Der Regierungs⸗Commiſſar 
hat die Behauptung ausgeſprochen, da Art. 99 der Berfaſ⸗ 
ſungsurtunde die Worte enthalte; „der Siaatsbausbalts- Gia 
wird jährlid durch ein Geſetz feſtgeſtellt“, nicht aber: „er 
muß feſlgeſtellt werden“, jo folge daraus, die Verfaſſung 
fige ſelbſt die Mö, lichteit eines Nichtzuſtondelo amens des 
Eiatsyefeges voraus. Er über ſteht indeß, daß die betreffenden 
Worte nur den Nuhjug des Act. 99 bilden, und daß der 
ganze Aklutel in feiner einheitlichen Bedeutung aufgefaßt wer ⸗ 
den muß. Der Borverfag lautet aber: „Alle Einnahmen und 
Ausgaben des Staats müſſen füc jedes Jayr im Voraus 
veranſchlagt und auf den Staaishaushalts-Etat gebracht w 
den.“ Die Noigwendigkeit der Feſtſtellugs des Elats iſt hier 
ausgeſpiochen, der Nachſas beſtimmt nur die Form, welche 
der Elat haben fol. Aver die Jaterpretationen, welche der 
Regierungs⸗Commiſſar dem Commiſſtons⸗ Berichte entgegen. 
fegt, bilden das Fundament des ganzen gegenwärtigen Re⸗ 
gierungs » Syſtems; fie beruhen auf dem künſtlichen Aus 
einamderreigen einzelner Worte und Sätze, ohne 
Rückſicht auf den Zuſamchenhang. Wie der Bericht ausfüyrt, 
bildet eben der Voranſchlag des Etats die noihwendige Ge⸗ 
neralvollmacht zur Fügrung der F nanzverwaltung. Wenn aber 
dieſe Vollmacht ein aal ertheilt iſt, daun kann der König nicht 
mehr, wie der Reg.-Commiſſ. meint, noch darüver eatſcheigen, ob 
er den amendirten Etat annehmen will oder nicht: er muß 
ihn annehmen, da er die Vollmacht bereits nick den von der 
Verfoſſung aufgeſtellten Bedingungen ertheilt hat. Stahl 
ſagt darüber Folgendes: „Die Krone muß die Amende⸗ 
ments des Abgeordnetenhauſes zum Etat anuch- 
men, wenn fie nicht das aan 0 500 ablehden 
will, was nicht möglich iſt.“ (Allſeitige Zustimmung.) Der 
Reg.⸗Cemmiſſar greift ferner die Ausführung des Berichte 
an, nach welcher es ſchon aus den Geſetzen der Arithmetik 
folge, daß, wenn drei Factoten ſich über Summen vereinba⸗ 
ren ſollen, ſchließlich nur das Minus gelten könne. Er fagt, 
wenn die Krone 50 Thlr. verlangt und die Kammer 1 Thlr. 
amendirt, dann würde die Gleich berechtigung der Krone auf⸗ 
geboben, wenn fie der 1 zuſtimmen ſolle, Aber das ift eine 
vollſtändige Verſchiebung der Frage. ws handelt ſich hier 
einfach darum, daß drei Factoen für einen vierten Factor 
eine Rechnung vereinbaren ſollen, durch Die W jerte Face 
tor verpflichtet wird. Dieſer vierte Facter if e Land und 
dieſes kann geſetzlich nur durch die geri e Summe 
verpflichtet werden, über die jene drei Factoren einig flad. 
Dieſer Gruudfag iſt jo alt, wie die A tif ügerbaupt. 
Die Art der Interpretation, wie ſie der unge. Commiſ 
ſar hier wieder verſucht hat, kennt eben keine Ra der 
Arithmetik. (Laute Zuſtimmung, Heiterkeit.) Der König kaan 
die Vollmacht nicht verweigern, ſo lange Bif Feel be⸗ 
ſteyt. Die Möglichkeit, daß ein Haus aus icgend welchen 
Gründen den Etat verwirft, beſteht in allen Verfaſſungen 
Europas; überall hat man deſſeuungeachter das Zuſtande · 
kommen bes Elals in die Uebereinſtimaung aller drei ar 
toren geſetzt und nirgend hat man eine Declaration füt us. hig 
gehalten. Stahl neunt aber die Herbeiführung dieſer Uaög⸗ 
lichteit einen reoolutiondren Act und wir wollen gern 
dem andern Factor die Verantwortlichkeit für dieſen 
revolutionären Act überlaſſen. Wenn die Regierung zur 
Motivirung ihrer Vorlage fagt, es beſtehe ein Coaflict und 
dieſer müſſe aufgehoben werden, ſo autworte ich iht: ſie 
unterlajle die willkürlich erhöhten Ausgaben, und 
der Conflict iſt gehoben. (Allgemeines Bravo.) 
gegen fügt die Regierung: wir haben zweimal die Ausgaben 
willtärlich erhöht und zwar zur Ginführung geſetlich nicht 
gerechtfertigter Milatäceinrichtüngen; da wir aber fin Beleg 
haben, um die Abgeordneten zur Genehmigung dieſer willlür 


lich cebeten Ausgaben zu zwingen, fo leiften wir fie doch, 
weil wir ſte für nothwendig halten. Das tft der nadtefte 
Abſolutismus. (Stürmifhes Bravo.) Und wenn jetzt ein 
Geſetzentwurf vorgelegt wird, in dem ausgeſprochen iſt, das 
Haus hat über die willkürliche Erhöhung der Ausgaben nichts 
mehr zu ſagen, der Befehl des Königs ſoll hierin allein 
gelten, nun dann ſieht wohl der allerſchlichteſte, unverdorbenſte 
Rechtsverſtand ein: Wenn das zu Stande kommt, dann be⸗ 
ſteht die Verfaſſung nicht mehr. (Allſeitiger Beifall) 

Abg. Reichenſperger (ebenfalls ſchwer verſtändlich) 
ſpricht von dem Beſchluſſe der Steuerverweigerung im Jahre 
1848 mit ſpezieller Beziehung auf Waldeck. Unter Hinweis 
auf den Antrag, welcher in der Budgeteommiſſion geſtellt 
worden: „die erſten ſieben Worte des Artikels 109 zu ſtrei⸗ 
chen“, warnt er, man möge den Teufel nicht an die Wand 
malen, indem man verſteckt auf Steuerverweigerung anſpiele. 
Demnächſt wendet der Redner ſich argumentirend zu Art. 109 
der Verfaſſungs⸗Urkunde, derſelbe ſei durchaus nicht als eine 
bloße Uebergangsbeſtimmung, ſondern vielmehr im Sinne 
einer allgemeinen Beſtimmung aufzufaſſen. Alle Parteien 
eien darin einig, daß das Staatsleben möglichſt bald wieder 
in geſetzliche Bahnen geleitet werde, das Haus müſſe es der 
Staatsregierung ſo leicht wie möglich machen, auf den geſetz⸗ 
lichen Boden zurückzukommen. Als einen ganz beſtimmten 
Ausweg aus dem vorhandenen Conflicte aber könne er dem 
Hauſe die beiden Bundesbeſchlüſſe aus den Jahren 1834 und 
1842 bezeichnen, ſofern man dem Bundestage überhaupt eine 
rechtliche und nicht blos eine factiſche Exiſtenz beimeſſe. 
Durch dieſe Beſchlüſſe werde nämlich für den Fall eines 
Zwieſpaltes zwiſchen den berechtigten Factoren eines deutſchen 
Bundesſtaates der Rechtsſpruch eines Schiedsgerichts ange⸗ 
ordnet, ehe die Bundeshilfe ſelber angerufen werden ſolle. 
Wenn man nun die Regierung in die Lage ſetzen wollte, die⸗ 
ſen Weg der Ausgleichung zu eröffnen, ſo dürfte möglicher⸗ 
weiſe die Löſung gefunden werden, die 18 fortgeſetztes 
Streichen nimmermehr erreicht werden könne (Oh! ohl). 

Abe. Waldeck macht darauf aufmerkſam, daß er die 
Sache rein objectiv behandelt habe; wenn aber der Steuer⸗ 
Verweigerungsbeſchluß der Nationalverſammlung als beſtimmt, 
das Land zu ruiniren, bezeichnet werde, ſo müſſe er bemerken, 
daß es ihm ſcheine, als ob derjenige das Recht ruinirt, welcher 
auf den Wink des Miniſters den Saal verläßt, obgleich es 
feſtſtebt, daß das Miniſterium die Nationalverſammlung we⸗ 
der auflöſen, noch vertagen konnte. 

Bei der Abſtimmung wird die Regierungsvorlage mit 
großer Maiorität verworfen; es ſtimmen nur die Conſerva⸗ 
tiven mit Ausnahme des Frhrn. v. d. Heydt für die Vorlage. 

Es gelangen darauf die von der Cemmiſſton vorgeſchla⸗ 
genen Reſolutionen zur Abſtimmmung. Dieſe lauten: Das 
Haus der Abgeordneten wolle erklären: a) der vorgelegte 
Geſet⸗Entwurf vom 17. December 1863 enthält keine Ergän⸗ 
zung, fondern eine directe vollſtändige Aufhebung des Art. 99 
der Verfaſſungs⸗Urkunde; b) Der Geſetzentwurf iſt weder 
durch ein beſtehendes Bedürfniß veranlaßt, noch mit dem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Recht des Hauſes der Abgeordneten bei Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsetats vereinbar. — Dieſelben 
werden mit großer Mehrheit angenommen, es ſtimmen nur 
die Conſervativen und die Mehrzahl der Katholiken dagegen. 

Auf eine Interpellation des Abg. Dr. Kantak in Be⸗ 
treff des Gymneſtums za Trzemeszuo erklärt der Cultus⸗ 
miniſter v. Mühler: Die Regierung hat definitiv den Beſchluß 
gefaßt, das Gymnaſtum in Trzemeszuo aufzulöſen und wird 
dieſen Beſchluß in der nächſten Zeit zur Ausführung bringen. 
Die Regierung bedauert, daß vielen Familien hierdurch die 
Möglichkeit des Unterrichts entzogen wird; aber das iſt nur 
eine traurige Nothwendigkeit in Folge der Agitationen in der 
Provinz Poſen. 

Folgt der Bericht der Juſtizcommiſſion wegen Genehmi⸗ 
gung oder Nichtgenehmigung der Ni den Abg. 
Jacoby auf Grund der 88 75 und 87 des Strafgeſesbuchs. 
Abg. Pflücker ſtellt den Antrag: „Die Genehmigung nicht 
zu ertheilen.“ Er führt aus, daß er in der ganzen Rede nichts 
Strafbares gefunden habe, weder eine Verletzung der Ehr- 
Kay gegen den König, noch eine Anreizung zum Ungebor- 
am gegen die Geſetze. Er habe in dieſer Rede nur den Pa⸗ 
trioten wiedererkannt, der ſchon in feinen vier Fragen das 
Volk ermahnt habe, zur Entwickelung des Verfaſſungslebens 
thätig zu fein, den Mann der rückſichtsloſen Wahrhaftigkeit 
und der Conſequenz. 

Abg. Graf Wartensleben: Auf unſeren Feldern giebt 
es viel Ungeziefer, ſchädliche Inſeeten u. dergl., zu deren Ver⸗ 
tilgung iſt der Maulwurf da, deſſen Nützlichkeit die Land⸗ 
wirthe lange Zeit zu ihrem Schaden verkannt haben. Ein 
enderes Bild: Auf Schiffen giebt es einen doppelten Boden, 
innerhalb deſſen miasmatiſche Düaſte entſtehen, die nur durch 
die fih darin tummelnden Ratten verſcheucht werden kön⸗ 
nen (7). So giebt es denn auch auf politiſchem Felde ſoge⸗ 
nannte agents provocateurs, die in anderen Ländern ſogar 
bezahlt werden; Mäaner, die innerhalb und außerhalb des 
Hauſes die Aufregung ſchüren. Ich glaube daher, daß wir 
den Abgeordneten Jacoby, der am letzten Sonnabend wieder 
ſeine Conſequenz an den Tag gelegt, nicht entbehren können 
und möchte ich meinerſeits die Genehmigung zur Einleitung 
der Unterſuchung gegen ihn nicht ertheilen, da es ſich ja nur 
um wenige Tage handelt. (Die Rede des Grafen Wart ns, 
leben wird von fortwährender Heiterkeit unterbrochen.) 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag der Staatsregie⸗ 
ierung, die Genehmigung zur ſtrafrechtlichen Verfelgung des 
to: 105 Jacoby zu ertheilen, mit ſehr großer Mojorität 

abgelehnt. 
In; wiſchen find die Abgg. v. Lubienski und Dr Szumann 
eingetreten. a 
Folgt der Bericht der Juſtizcommiſſion über das Schrei⸗ 
ben des Staats miniſteriums vom 21. November v. J. und 
deſſen Anlage, die Kgl. Verordnung von demſelben Datum. 
(Der Wortlaut des Commiſſionsantrags iſt bereits in der 
Morgennummer mitgetheilt.) Zu dieſem Antrage liegt ein 
Amendement des Abg. Virchow vor, zu den gegen die Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni geltend gemachten Gründen zuzuſetzen: 
und weil e) dieſe Verordnung den Art. 63 und 27 der Ver⸗ 
aſſung nicht entſprochen habe und demnach von Anfang 
an rechtsunziltig war.“ 
Abg. Hahn (Ratibor): Es ſei nicht erſichtlich, welchen 
Zweck die beantragten Erklärungen haben ſollen. Es ſei doch 
nicht ar zunehmen, daß fie dem Hauſe ein Selbſtgeſpräch an⸗ 
ratten werden. — Abg. Danielewski wendet ſich mit einer 
factiſchen Berichtigung gegen die Behauptung, es fei keinerlei 
Nachtheil aus dem Umſtande hervorgegangen, daß der Be⸗ 
1 5 des Hauſes vom 19. Novbr. erſt mit dem 21. Novbr. 
a Klaft getreten ſei. Er felöer ſei ein folder Beſchädigter, 
denn als er in Folge jenes Beſchluſſes ſein Blatt „Nadwi⸗ 
slanin“ ſofort babe wieder erſcheinen laſſen wollen, habe die 
zweifelbafte Polizei zunächſt dei der Regierung in Marien⸗ 
werder angefragt, dieſe habe geantwortet: „Warten“, und 
inzwiſchen ſelbſt in Berlin angefragt, ſo daß erſt am 22. 


Königl. Verordnung“. 


Novbr. das Blatt ungehindert habe in die Welt gehen kön⸗ 


nen. Durch dieſe Verzögerung ſeien ihm allerdings Nach⸗ 
theile erwachſen, was er hier habe conſtatiren wellen. — 
Abg. Graf Eulenburg: Es frage ſich, ob eine proviſo⸗ 
riſche Verordnung, welche die nachträzliche Genehmigung des 
Hauſes nicht erhalten babe, ipso jure außer Kraft trete. Er 
müſſe dieſe Frage unbedingt verneinen, da nirzends eine ge⸗ 
feglihe Beſtimmuag für das Gegentheil vorhanden fei. 

Abg. Dr. Virchow: Die Herren von jener (der conſer⸗ 
vativen) Seite ſcheinen anzunehmen, daß, mag einer oktroyirten 
Verordnung die Genehmigung nur ertheilt oder verſagt wer⸗ 
den, die Verordnung ſelbſt jedenfalls bis zu dem Tage rechts⸗ 
i ſei, wo die Publikation des betreffenden Beſchluſſes er⸗ 
olgt; fie ſcheinen dabei die Möglichkeit, daß die Zuſtimmung 
überhaupt verſagt wird, für die ganze Verordnung von An⸗ 
fang an gar nicht als vorhanden anzuſehen, ſondern anzu⸗ 
nehmen, daß bis zu dem Augenblicke, wo die Genehmigung 
verſagt wird, die Verordnung in wirklicher Rechtskraft beiteht. 
Art. 106 unterſcheidet aber ganz ſcharf zwiſchen Verbindlich⸗ 
keit und Rechtsgiltigkeit; die Prüfung der letzteren jteht einzig 
und allein der Kammer zu. Verbindlich iſt die königl. Ver⸗ 
ordnung, bis fie aufgehoben wird; ihre Rechtsgiltigkeit 
wird aber erſt durch die Genehmigung der Kammern ausge 
ſprochen und zwar für die ganze Periode der Ver⸗ 
bindlichke it. Die Staatsregierung hat in dem Schreiben, 
mit welchem ſie von der Aufhebung der Verordnung vom 1. 
Juni dem Haufe Kenntniß gab, erklärt, daß fie der Reſolu⸗ 
tion des Hauſes gegenüber, welche namentlich auch dahin ging, 
daß eine Beſchränkung der Preßfreiheit im Wege der königl. Ver⸗ 
ordnung überhaupt nicht erfolgen könne, einfach bei ihrer ent⸗ 
gegengeſetzten Anſicht ſtehen bleibe; gerade dieſes Schreiben 
dat mich zur Stellung meines Antrages veranlaßt, um der 
Erklärung der Kgl. Staatsregierung gegenüber, daß ſie ein 
Recht zu haben glaube, auf Grund des Art. 63 eine Be⸗ 
ſchränkung der Preßfreiheit eintreten zu laſſen, nochmals unter 
beſonderer Bezugnahme auf Art. 63 und Art. 27 zu erklären, 
daß die Verordnung vom 1. Juni der Verfaſſung nicht ent⸗ 
ſprochen habe und demnach von Anfang an rechtsungiltig 
war. Ein folder Beſchluß kann gerade im gegenwärtigen 
Augenblick von großer practiſcher Bedeutug ſein 
Gleichzeitig mit der Verordnung vom 1. Juni hat die Regie» 
rung in beiden Häuſern eine Preßnovelle eingebracht, welche 
mit ſehr drakoniſchen Maßregeln gegen die Preſſe losgeht; 


dieſes Haus hat, weil die Novelle zuerſt in das Herrenhaus 


eingebracht worden war, die Berathung derſelben vorläufig 
ausgeſetzt. Das Herrenhaus hat nun, trot der geringen Zahl 
der ihm gemachten Vorlagen in einer zwar leicht begreiflichen, 
aber ſchwer zu rechtfertigenden Weile die Beſchlußfaſſung 
über dieſe Vorlage fort und fort verzögert, ja die betreffende 
Commiſſton bat es noch nicht einmal zur Berichterſtattung 
gebracht; äußerlich haben wir indeſſen vernommen, daß 
die Novelle in der Commiſſion des Herrenhauſes noch 
weitere Verſchärfungen erfahren habe; es liegt die Beſorg⸗ 
niß ſehr nahe, daß die Taktik der Regierung und des Herren. 
hauſes dahin geht, daß letzteres noch im letzten Augenblicke 
der Seſſien die Novelle vetire, und dann die Regierung die⸗ 
ſelbe als eine zweite Auflage der Preßverordnung vom 1. 
Juni v. J. octroyirt (hört! hörtl). Es wird mich ſehr freuen, 
wenn der Herr Juſtizminiſter mich in dieſer Beziehung bes 
ruhigt Ich halte es bei ſolcher Lage der Dinge für außer- 
ordentlich wichtig, daß das Haus noch einmal erkläre, daß 
Art. 27 der Verfaſſung ſolches Verfahren nicht zuläßt. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: In unſerer ganzen Ges 
feßgebung find zwei Sätze maßgebend: jedes Geſetz, jede Ver⸗ 
ordnung gilt ſo lange, bis ſie aufgehoben iſt und wird in 
derſelben Weiſe aufgehoben, in der es gegeben worden. Der 
Zuſatzanfrag des Abg. Virchow hat nochmals die Rechtsgil⸗ 
tigkeit der Verordnung vom 1. Juni in Frage gezogen; ich 
kann mich deswegen nur auf das Schreiben des Staatsmini- 
ſteriums vom 21. Nov. v. J. beziehen. Es handelt ſich im 
Weſentlichen, wie bei der Interpretation des Art. 27 die 
Worte „im Wege der Geſetzgebung“ aufgefaßt werden ſollen, 
ob fie bedeuten ſollen: „nur im Wege eines durch die Ueber 
einſtimmung der drei geſetzgebenden Factoren zu Stande ge⸗ 
kommenen Geſetzes“, oder auch: „im Wege einer detrogirten 

Die Staatsregierung hat ihren 
Standpunkt in dieſer Frage bereits wiederholt dargelegt. Wis 
feine Beſorgniſſe betrifft, ſo kann ich mich nicht berufen füh- 
len, ſie ihm hier zu nehmen. a: 

Grof Schwerin erklärt, daß er habe gegen das Vir⸗ 
chow'ſche Amendement ſtimmen wollen, daß er aber nach der 
Erklärung des Juſtizminiſters entſchloſſen ſei, für daſſelbe zu 
ſtimmen. Man hat, fo fließt er, von Mißbrauch des Kö. 
niglichen Namens geſprochen; ich, m. H., halte es für einen 
Mißbrauch des Königlichen Namens, wenn ihn die 
Regierung zu Verordnungen braucht, von welchen fie 
weiß, daß dieſelben nach kurzer Zeit wieder aufge⸗ 
hoben werden müſſen. (Ziſchen rechts, ſehr lebhaftes 
Bravo Seitens der Majorität. 

Es wird hierauf der Commiſſions⸗Antrag nebſt der von 
Virchow beantragten Reſolution mit großer Mehrheit an⸗ 
genommen. 

Folgt Schlußberathung über den Antrag der Abgeord⸗ 
neten v. d. Heydt und Gen., betr. die Diäten der Abgeord» 
neten und den Urlaub der Beamten. — Der Antrag des Re⸗ 
ferenten lautet: „Das Haus wolle beſchließen, über den An⸗ 
trag des Freiherrn v. d. Heydt u Gen. zur Tagesordnung 
überzugehen.“ 

Da der Referent Abg. Simſon erkrankt iſt, fo erhält 
Correferent Dr. Virchow das Wort: Es fei unbegreiflich, 
warum der Abg. für Ziegenrück nicht damals reformirt habe, 
als er noch Miniſter war, und die Majorität ihm gehörte 
(hört! hört!); der Erfolg wäre damals ſicherer geweſen, wäh. 
rend er heute doch gewiß prekärer ſei (Heiterkeit), und die 
Frage ſich aufdränge, ob nicht ein anderer Zweck 
im Sinterhalte liege. — hört!) Redner führt hier⸗ 
auf dem Hauſe elne ſtatiſtiſche Ueberſicht vor, 
aus welcher ſich ergiebt, daß in ver gegenwärtigen Kammer 
die polniſche Fractlon und die Fortſchrittspartef verhältniß 
mäßig die wenigſten, die conſervative Partei dagegen die 
meiſten Beamten zähle, nämlich 52% und zwar 13 Verwal- 
tungsbeamte auf 2 richterliche, von denen einer Staatsanwalt 
fei. (Hört! hörn) Bei unparteiiſcher Handhabung der Urlaubs. 
frage würden alſo die Conſervativen am meiſten decimirtwerden. 

Die Motive des Antrags ſprechen von einer „freien und 
unabhängigen“ Landesvertretung; vielleicht ſeien damit nur 
„beſſere Wahlen“ im Sinne der Regierung gemeint, hoffent⸗ 
lich werde der Antragſteller hierüber, ſowie über das, was er 
unter wahrhaft conftitutionell und Scheinconſtitu⸗ 
tionalismus l noch ſpeciellere Auskunft geben. 
Ei un Den Gegenſatz übrigens, welchen der Antrag⸗ 

ler zu machen ſcheine zwiſchen unbezahlter und darum uns 
abhängiger Landesvertretung einerſeits, und einer bezahlten 
und darum abhängigen andererſeits, könne er nicht anerkennen; 
vielmehr verleihe der ganze Grund klaſſiſcher Bildung heutigen 


Tages eine große perſönliche Unabhängigkeit, welche ihm 
höher ſtehe, als diejenige, auf welche Hr. v. d. Heydt jo gro⸗ 
ßes Gewicht lege. Sei denn etwa das unbezahlte (Ruf: un⸗ 
bezahlbare!) Herrenhaus unabhängiger als die Provinzial⸗ 
landtage? Nachdem der Redner mehrere Ausſprüche Camp⸗ 
hauſen's und Bethmann⸗Hollweg's citirt, in welchen die Un⸗ 
wahrheit und Lüge auf dem Gebiete des conſtitutionellen 
Staatslebens verdammt werden, a er fort: die zehn Jahre, 
welche ſeitdem verfloſſen find, haben keine Veranlaſſuag zur 
Aenderung der Anſichten geboten, vielmehr hat das Volk 
15 die Anſicht feſtgehalten, daß, wo die Regierung 
Beamte in die Kammer gebracht, Täuſchung und Scheincon⸗ 
ſtitutionalismus geherrſcht haben. Wir werden ja nun ſehen, 
was der Abgeordnete für Ziegenrück den wahren nennt. 

„Abg. Frzr. v. d. Heydt: Sein Antrag ſei aus der Er⸗ 
wägung hervorgegangen, daß der Conflict weſentlich durch 
den Widerſtand der in das Abgeordnetenhaus eingetretenen 
Beamten gefördert werde, und daß man, wie in andern con⸗ 
fitutionellen Staoten, darnach ſtreben müſſe, eine einheitliche 
ſtarke Exccutive mit einer möglichſt unabhängigen Nepräſen⸗ 
tation zu verbirden. Redner ſucht hierauf aus den Verfaſ⸗ 
ſungen faft aller europäiſchen Staaten nachzuweiſen, daß ſie 
ähnliche Beftimmungen, wie fein Antrag einführen wolle, ent⸗ 
hielten. Er habe übrigens ſchon lange dieſe Auffaſſung ge- 
habt. (Gelächter) Sein Antrag habe weſentlich den Zweck 
gehabt, die Aufmerkſamkeit auf dieſen wichtigen Gegenſland 
zu lenken. Er hoffe, daß der Antrag des Referenten werde 
verworfen werden. (Gelächter links, Bravo der Conſerva⸗ 
tiven) — Abg. Dr. Virchow: Der Herr Antragſteller bat 
eine Zuſammenſtellung von Berfaflungsbeitimmungen anderer 
Staaten mitgetheilt und ſich zugleich auf die früheren Debat⸗ 
ten von 1850 — 1852 bezogen; beide Beziehungen find aber 
durchaus nicht geeignet, ſeinen Antrag zu ſtützen. Es beab⸗ 
ſichtige derſelbe ja nicht, die Beamten überhaupt oder 
doch gewiſſe Kategorien von Beamten von der Mitgliedſchaft 
dieſes Hauſes aus zuſchlieben, ſondern derſelbe will der Re⸗ 
gierung die Befugniß beilegen, unter den zu Abgeordneten 
gewählten Beamten auszuſuchen, welche fie zulaſſen will, 
welche nicht. In denjenigen Staaten, wo der Regierung 
eine ſolche Befugniß beiwohnt, iſt die Ausführung derſelben 
der Grund zu fortwährenden Conflicten zwiſchen der Landed⸗ 
vertretung und der Regierung geweſen. Dem Herrn Antragz⸗ 
ſteller ift ja in feiner eigenen Fraction, die zu 52 Procent 
aus Beamten beſteht, ein reiches Feld zur Realiſtrung ſeiner 
Gedanken geboten; warum ſorgen er und feine Freunde nicht 
dafür, daß flatt dieſer Beamten freie und unabhängige Män⸗ 
ner in die Kammer gewählt werden, um das Volk daun zu 
überzeugen, daß es zweckmäßig ſei, hier keine Beamten zu 
ſehen. Auch ich habe ſtets, wo zwiſchen beamteten und nicht⸗ 
beamteten Perſonen die Wahl war, den Nath ertheilt: wählt 
den Nichtbeamteten. 

In England hat grade die Ariſtokratie ſtets für die Ent⸗ 
wicklung und Vertheidigung der Verfaſſung gekämpft, bei uns 
iſt grade das Gegentheil der Fall; ein großer Theil der preu⸗ 
ßiſchen Ariſtokratie iſt damit beſchäftigt, gegen die Verfaſſung 
anzukämpfen und die Regierung in dieſen Kampf mit hinein⸗ 
zuziehen. Blicken Sie doch auf Ihre eigenen Reihen, was für 
Bundesgenoſſen Sie haben und wie Sie dieſelben bei den 
Wahlen von allen Enden her zuſammeuraffen müſſen. Be⸗ 
denkt man, daß durch das Dreiklaſſenſyſtem, durch die öffent⸗ 
liche Abſtimmung, durch das Disciplinargeſetz gegen die Bes 
amten, der Regierung eben ſo viele Mittel geboten ſind, um 
auf alle abhängigen Perſonen zu wirken, fo erkennt man dies 
Haus gewiß als den Ausdruck der Meinung aller freien und 
unabhängigen Leute im Lande an. — Ich möchte die Herren 
zu meiner Rechten doch warnen, nicht fort und fort gegen die 
Verfaſſung, bald gegen dieſen, bald gegen enen Artikel ans 
zukämpfen; — iſt der einzige Halt, der in Preußen exiſtirt 
und von we — eine gie ie .. des Ganzen ihren Aus⸗ 
gang nehmen kann; mit der Verfaſſung bri i 
Mögliche einer geſetzlichen 3 — am Volle * 
ſammen. (Bravo!) 

Der Antrag auf Tagesordnung wird mit größter Ma⸗ 
jorität angenommen; dagegen nur die Conſeroativen. Nächſte 
Sitzung Donnerſtag. 


Politiſche Ueberſicht. 

Es ſcheint ſich zu beſtätigen, daß der Landtag noch bis 
zur Erledigung des Budgets durch das Herrenhaus verſam⸗ 
melt bleibt. Man will wiſſen, daß der Finanzminifter davon 
ſein Bleiben im Amte abhängig gemacht habe. 

Die Unterſuchungs⸗Commiſſion des Abgeordnetenhauſes 
hat geftern ihren Bericht feſtzeſtellt. N 

Die polniſchen Abgeordneten find in Folge des Beſchluſ⸗ 
ſes des Abgeordnetenhauſes ihrer Haft entlaſſen. Der A 
gr v. Niegolewski ſoll noch an feinen Wunden krank 
iegen. 
n In der letzten onferenz, welche die Miniſter unter Vor⸗ 
ſiz des Königs und in Gegenwart des Kronprinzen ab« 
hlelten, ſollen ſich wiederholt mehrere Stimmen für nunmeh⸗ 
rige Losſagung vom Londoner Protocoll ausgeſprochen haben. 

Die „Weimarifche Ztg.“ ſchreibt: „Wir glauben auf das 
Beſtimmteſte zu wiſſen, daß in einer der nächſten Bundestags- 
Sitzungen die Erbfolgefrage zur Verhandlang kommen wird; 
die Entſcheidung für Herzog Friedrich kann kaum zweifelhaft 
genannt werden. Da nun die beiden Großmächte durch ihr 
Vorgehen auf der Baſis des Londoner Tractats die Erdfolge⸗ 
frage als bereits gelöſt bezeichnen, ſo iſt an eine Ausglei⸗ 
chung zwiſchen ihnen und dem Bunde gar nicht zu denken. 
Wie man uns aus Berlin mittheilt, würden Oeſterreich und 
Preußen die Abberufung der Bandes commiſſare aus Holſtein 
und die Unterordnung der ſächſiſchen und hannoverſchen Trup⸗ 
ex unter preußiſche Führung, eventuell deren Zurückziehung 
verlangen.“ 

Man ſchreibt der „Kreusztg.“ aus Frankfurt a. M.: 
Wie es heißt, beabſichtigt man Seitens der Mittelſtaaten die 
Bildung einer Coalition und die Verbindung der deutſchen 
Frage mit der ſchleswig - holſteiniſchen durch Berufung eines 
mittelſtaallichen Parlaments und durch Appell an die Nation. 
Wirklich iſt ſeit gehen Die die Rede davon, daß die diri⸗ 
girenden Miniſter der Mittel- und Kleinſtaaten, welche am 
14. gegen den preußiſch-öſterreichiſchen Antrag geſtimmt haben, 
nächſte Woche ſich hier verſammeln werden, um die Frage 
der Bildung eines engeren mitteldeutſchen Bundes und die 
Berufung eines Parlaments zu berathen. Ferner iſt zu be⸗ 
richten, daß man dafür thätig iſt, am Bundes tage die Anſicht 
Badens zur Geltung zu bringen, daß man nämlich auch den 
Darmſtädter Antıng auf Beſetzung Schleswigs fallen laſſen 
und vor der Hand nichts weiter thun möge, als Holſtein zu 
behaupten, den Erbprinzen Friedrich ſchleunigſt anzuerkennen, 
und dann ſpäter auf friedlichem oder kiezeriſchem Wege die 
ſchleswigſche Frage in Verbindung mit dem ſouveränen Here 
zog Friedrich von Holſtein zu löſen. 

Aus Kopenhagen wird den H. N. telegraphirt: Die 
„Berl. Tid.“ ſagt: die Erfüllung der Forderung von Preußen 


und 4 eine Unmöglichkeit, und dementirt die Nach⸗ 
richt, daß die Regierung ſich geneigt erklärt habe, wegen der 
Außerkraftſetzung verſchiedener Punkte der November ⸗Ver⸗ 
faſſung mit den deutſchen Mächten zu unterhandeln. 

Aus Copenhagen vom 17. wird der Wiener „Preſſe“ 
telegraphirt: Heute war das zöſterreichiſch⸗preußiſche Ultima ⸗ 
tum überreicht. Die däniſche Regierung wird wohl, da das 
Ultimatum die Ausführung der Vereinbarungen von 1851 — 
1852 verlangt, über dieſe mit den deutſchen Großmächten 
aber nur in ihrer Eigenſchaft als Mandatare des Bundes 
verhandelt ward, die Anfrage ſtellen, ob die deutſchen Groß⸗ 
mächte noch gegenwärtig auf dieſer Baſis ſtehen. 

Im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe fell die Linke ganz 
entſchieden auf eine Ablehnung der geforderten 10 Millionen 
in Sachen Schleswig⸗Holſteins dringen. 

Aus London ſchreibt man der „Köln. Ztg.“: Directe 
Mittheilungen über hingeworfene Andeutungen verſchiedener 
Perſonen, die mit den Tuilerien in innigem Verkehr ſtehen, 


haben in hieſigen diplomatiſchen Kreiſen die Aeberzeugung 
hervorgerufen, daß der Kaiſer aus feiner zuwartenden Hal⸗ 
Ihm iſt der außerordent⸗ 


tung eheſtens hervortreten werde. 
liche Eindruck, den die Thiers'ſche Rede in Frankreich hervor⸗ 
ebracht hat, kein Geheimniß und er mißt demſelben größeren 
Einfluß zu als feine vertrauteſte Umgebung. Dies und ver⸗ 
ſchiedene Worte, die er in den letzten Tagen geäußert haben 
ſoll, werden ſo gedeutet, als ob er geſonnen ſei, in der aus⸗ 
wärtigen Politik wieder einmal eine inhaltfchwere Entſchließung 
zu faſſen. Welche und nach welcher Richtung hir, weiß frei⸗ 
lih Niemand auch nur zu errathen, aber ſchon hoffen die 
Italiener und Polen. 


Schleswig⸗Holſtein. 

— Die Generale H. v. Zoller und v. Hermann find tele⸗ 
graphiſch nach München berufen worden. Es verlautet, daß 
die Concentrirung bayriſcher (und würtembergiſcher 7) Truppen 
in der Umgebung Nürnbergs eine feſt beſchleſſene Sache ſei. 

— In Nürnberg ſind bis jetzt 32,000 Fl. an einmaligen 
und 2400 Fl. au monatlichen Beiträzen eing ekommen. In 
Newyork haben die Deutſchen eine 8 für Schles⸗ 
wig⸗Holſtein veranſtaltet, die in Kurzem 10,000 Dollars er⸗ 
geben hat. Auch eine Theatervorſtelluug wurde zu dieſem 
Zwecke arranzirt. 


Dentſchland. 
0 Berlin, 19. Januar. Aus Magdeburg wird gemel⸗ 
&t, waz dort am 17. d. der Befehl eingetroffen, das 4. Armee; 
en Kriegsbereitfchaft zu ſetzen. 

59 „17, Januar. Geſtern Abend ward hier eine 
lablreich beſuchte Bürgerverſammlung für Schleswig ⸗Holſtein 
abgehalten. Adrocat Anwalt Rumpen beantragte eine Zur 
ſtimmungs-Adreſſe an das Abgeordnetenhaus, welche von der 

anzen Berſemmlung per Acclamation angenommen wurde. 
iele neue Beiträge wurden in die Liſte eingezeichnet und eine 
am Schluß veranſtaltete Sammlung ergab ein erfreuliches 
Reſultat. 

Rheydt, 16. Jan. Nachfolgende Adreſſe an den u ift mit 
etwa 550 Unterfepriften abgeſandt worden: „Allergnäd. K. u. H.! 
Eine gewaltige, allgemeine Erregung, wie fie Deutſchland ſeit den 
ee Befreiungstriegen nicht gekannt, durchzieht unſer größeres 

aterland von den Alpen bis zu den Geſladen des Meeres. Schles⸗ 
wig⸗Holſteins Recht vor däniſcher Gewalt zu ſchützen, 
das iſt der Ruf, der laut wird, auch in der kleinſten Hütte! Nur 
mit Wehmuth und mit Schmerz vermögen wir auf Verträge zu 
blicken, mittelſt derer man in fremdem Intereſſe einen Bruder⸗ 
ſtamm uns entreißen will. Schleswig- Holſtein ift ein deutſches Gut; 
wir können es nicht Indien. n — sine — + Zul 
€ n 

— erhebt Deutiehland feinen lia zu feinem exfien Büren, 
u Ew. Majeftät, und erwartet Hilfe und Errettung. Vertrauen 
Ei. Mal. Ihrem Volke, und muß der von der Diplomatie geſchür zte 
Knoten mit dem Schwerte zerhauen werden — wohlan — Ew. Maj. 
werden Ihr treuet Heer todesmuthig und uns zu jedem Opfer bes 
zeit finden. In tiefſter Ehrfurcht ꝛc./ 

Bonn, 17. Jan In einer zahlreich beſuchten Verſammlung 
der Bürger Bonns wurde eine Adreſſe in Betreff des einfeitigen 
Vorgehens Preußens in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit an 
das Abgeordnetenhaus einſtimmig als Ausdruck der öffentlichen Mei⸗ 
nung belcloffen. 

Kafſel, 15. Januar. (D. A. Z.) Geſtern Nachmit⸗ 
tag traf zu Rinteln eine Compagnie vom 55. preußiſchen 
Inf.⸗Regiment ein, um durch das kurheſſiſche Gebiet ſich in 
die Nähe von Minden zu begeben. Der Vorſtand der dor⸗ 
tigen Provinzial-Regierung v. Specht verweigerte der ganzen 
Truppe, welche fünf Wagen bei ſich führte, den Durchmarſch 
und blieb bei dieſer Weigernng, ſelbſt, nachrem der Haupt- 
mann erklärt hatte, es ſeien deutſche Bundesexekutionstrup⸗ 
pen. Die Preußen mußten hierauf capituliten, der Haupt» 
mann löſte die Truppe auf und lieh die Soldaten einzeln 
theils durch die Stadt, u um biefelbe herumgehen. 

ngland 


London, 16. Januar. „Daily News“ weiſt mit Be, 
friedigung auf die Einigkeit und Entſchloſſenheit im däniſchen 
und auf die Verwirrung und Spaltung im deutſchen politiſchen 
Lager hin. Der toryiſtiſche „Morning Herald“ frohlockt. 
„Wenn“, ſagt er, „Oeſterreich ünd Preußen die däniſche Sache 
in ihre Hand genommen haben, fo iſt ſie geborgen. Nehmen 
wir an, daß fe die Zurücknahme der November » Berfafjung 
verlangen, und dies können fie mit eben fo viel Recht over 
vielmehr Unrecht thun, wie der Bund. Wenn dann die dä⸗ 
niſche Regierung auf das Verlangen eingeht, unter der Be⸗ 
dingung, daß ſie Chriſtian IX. anerkennen, fo müſſen ſie Ja 
fagen. Sie können kein hinderndes Mandat vom Bunde vor 
fügen, fie find der vollen Macht der Vorſtellungen der an. 
deren Vertrags » Unterzeichner ausgelegt.“ Der „Advertiſer 
fordert das Publikum auf, weder das däniſche noch ein 
etwaiges . Aulehen durch die geringſte Zeichnung 
zu unterſtützen. 

— Dem City- Artikel der „Times“ zufolge wären den 
Häfen des Oſtens bereite Weifungen zugegangen, keine Gü⸗ 
ter in deutſchen oder in däniſchen Schiffen zu expediren; ein 
Beifpiel, welches auch anderorts baldige Nachahmung finden 
werde. : 

— Aus Wien, 15. Januar, telegraphirt der Times⸗ 
Correſpondent: „Der Schritt, den Oeſterreich und Preußen 
deim Bundestage gethan haben, muß als ein Beweis von 
Friedensliebe aufgefaßt werden — als eine letzte Anſtrengung 
dieſer Mächte, den Ausbruch eines Krieges zwiſchen dem 
Bunde und Dänemark zu verhindern. Oeſterreich und Preu⸗ 
ben handeln als Theilnehmer am Abſchluß des Londoner 
Vertrages von 1852 und nehmen die ganze Verantwortlichkeit 
für ibre jegige Politik auf ſich“ In dieſem Sinne wird auch 
die Haltung Oeſterreichs und Preußens von allen hieſigen 

ättern ausgelegt und belobt, während zugleich die Stimmen 
gegen eine active Einmiſchung Englands ſich mehren. 


ankreicb. ; 
Paris, 17. Januar. Die ſchleswig - holſteiniſche Frage 


beſchäftigt die hieſigen Journale noch in hohem Grade. Das 


Auftreten Oeſterreichs und Preußens wird nur von wenigen 
franzöſiſchen Journalen gebilligt. Die Opinion Nationale, 


das Sisecle und die Patrie, welche letztere von je her däniſch 
war, ſind die einzigen, die gegen Schleswig in die Schranken 
treten. Der Temps, der Conſtitutionnel und das Pays treten, 
wenn mon will, gegen England auf. Im Conſtitutionnel zeich⸗ 
net ſich Eduard Simon durch fein Parteiergreifen gegen Dä- 
nemark aus, — ich hebe dies hervor, obgleich derſelbe kürz⸗ 
lich über die Kölniſche Zeitung berftel, weil dieſelbe einige 
Befürchtungen über die eigentlichen Abſichten Frankreichs laut 
werden ließ. 

Von der franzöſiſchen Oränze, 17. Jan. (K. Z.) 
Der Keifer Napoleon hat in einem Geſpräche mit einer ſehr 
bervorragenden Perſönlichkeit den Verſuch irgend einer rück⸗ 
gängigen Bewegung als außerhalb der Möglichkeit dargeſtellt. 
„Wir müſſen bleiben, wie wir find“, hat Napoleon III ge 
ſagt, „und alles, was wir thun können, iſt, der liberalen 
Strömung, wie fie ſich in den Kammern kund giebt, eine min⸗ 
der bedenkliche Richtung zu geben!“ — Paſolini hält ſich noch 
immer in Paris auf. 

Nußland und Wolen. a 

— In einem Tages befebl an die Truppen im Königreich 
Polen vom 24. December 1863 a. St. wurden folgende Er⸗ 
laſſe publicirt: 1) Der bereits bekannte Ukae, womit die Kriegs ⸗ 
Polizei für die Dauer des Kriegszuſtandes organiſiit wurde; 
2) der einſtweilige Stand der von dem militäriſchen Bezirks⸗ 
Chef geleiteten Aemter; 3) eine beſondere Inſtruction, wo⸗ 
durch das Verhältniß der militäriſchen Bezirks⸗Chefs zu den 
Truppen⸗Commandanten geregelt wird; 4) die Vorſchriften 
über die zeitweilige oder definitive Amovirung der Civil⸗ 
Beamten aller Branchen durch die Kriegs⸗Chefs. Die Vor⸗ 
ſchrift über die Amovirung der Beamten enthält folgende 
Beſtimmungen: 1) den Armee⸗Corps⸗Commandanten ſteht 
das Recht zu, alle Beamten, mit Ausnahme der Gouverneure 
(die jetzt ohne Ausnahme Rufen find), vom Dienſte zu ent⸗ 
fernen, falls ſte nicht „vertrauenswürdig“ erſcheinen; 2) den 
Militär-Bezirks⸗Chef ſteht das gleiche Recht bezuglich der 
Beamten der Local-Behörden zu; 3) die vacanten Poſten 
rürfen durch die Militär⸗Chefs neu beſetzt werden. Ueberdies 
beſtimmt der 8 6 vieſer Vorſchrift, daß jeder amovirte Beamte 
e der Militär⸗Unterſuchungs⸗Commiſſion zu über⸗ 
geben ſei. 


Danzig, den 20. Januar. 

* Segen die Mitglieder des Provinzial» Eomitss für 
ge . Behrend, Th. Biſchoff, Lievin, Lipke, 
Rickert, Schottler) iſt wegen Veröffentlichung der Aufforde⸗ 
ruag an die Bewohner der Provinz Preußen, ohne hierzu die 
polizeiliche Erlaubniz erhalten zu haben, von dem hieſigen 
Polizei⸗Präſidium eine Geldbuße von 1 Thlr. feſtgeſetzt. 

„Herr Oberregierungsrath Pavelt iſt vergangene 

acht geſtorben. Der Verblichene war ſeit September 1851 
bei der hieſigen Kal. Regierung Dirigent der Abtheilung des 
Innern, früher in Stettin und in noch früherer Zeit Land⸗ 
raih in Schleſien; er hat die Freiheitskriege mitgemacht, ver⸗ 
ließ nach abgeſchloſſenem Frieden das Heer und ſetzte ſeine 
Studien fort, weßhalb er erſt 1865 ſein Jubiläum hätte 
feiern können. 

„ [Getichts⸗Verhandlung am 18. Januar.] 1) Der 
Amts⸗Exekutor Haus halter in Sobbowitz hatte den Auftrag, die 
Einliegerin Wittwe Klein in Langenau wegen einer Schulſtrafe 
von 10 Sgr., welche dieſelbe armuthshalber nicht bezahlen konnte, 
zum Gefängniß abzuführen. Als H. ſich bei der Klein in Aſſiſtenz 
des Dorfgeſchworenen Koſel zu dieſem Zwecke einfand, lag die 
letztere noch im Bette, jedoch vollſtändig angekleidet. Sie weigerte 
fi), der Aufforderung des H., ihm nach Sobbowitz zu folgen, nach⸗ 
zukommen, und als O. fie mit Gewalt zum Aufſteben zwingen 
wollte, ſchlug fie ihm ins Geſicht. Den vereinten Kräften des H. 
und des Koſel gelang es endlich, die K. aus dem Bette zu bringen, 
fie ſchlug aber jo ſehr um ſich, biß und kratzte den Koſel, daß die 
Arretirung aufgegeben werden mußte. Der Gerichtshof beſtrafte die 
Klein mit 4 Wochen Gefängniß. 

2) Der Arbeiter Carl Boritzky Ging im November v. J. mit 
einem Steintopf über die Straße. Ein Hautboiſt, welcher einen 
Baß trug, ſchlug ihm den Topf entzwei und B. wollte nun dafür 
von dem Erſtern entſchädigt ſein. Der Hautboiſt hatte Eile, da er 
ſich zu einem Concert begeben mußte, mochte ſich mit B. auch nicht 
aufhalten, deshalb nannte er ihm ſeinen Namen und wollte ſich entfer⸗ 
nen. B. hielt den Hautboiſten aber feſt und verlaugte mit Ungeſtüm 
ſeine Befriedigung, wodurch eine Menge Meuſchen herbeigelockt wurde. 
Auch der Droſchkenkutſcher Bartſch trat hinzu und hielt dem B. ſein 
ungehöriges Betragen vor. Dies verdroß den B.; er ſchlug die 
Ueberbleibſel des Topfes, welche er noch in der Hand hielt, auf dem 
Kopf des Bartſch entzwei. Es war ein unglücklicher Schlag, den 
Scherben hatte dem B. eine Schläfeuarterie entzweigeſchnitten, zu 
deren Heilung er 12 Tage im Lazareth zubringen mußte. Der Ge⸗ 
richtshof beſtrafte ihn mit einer Woche Gefängntß. 

Wenn ein Opern-Benefis in dieſem Winter wohlbe⸗ 
gründeten Auſpruch auf die allgemeinſte Anerkennung und 
Theilnahme hat, ſo iſt es das unſerer erſten Sängerin Fräul. 
Hülgerth. Es bedarf keiner näheren Aus einanderſetzung, 
von wie großem Nutzen dieſe tüchtige und vielſeitige Künſtlerin 
der hieſigen Oper geweſen iſt und wie häufig fie die Haupt⸗ 
ſtütze ſo mancher Vorſtellung war. Das Publikum verdankt 
der fo ftimmbegabten als künſtleriſch durchgebildeten 
Sängerin viele Genüſſe, die nicht immer von allen Seiten 
gewährt worden ſind, und wird daher mit Freuden die ſich 
morgen darbietende Veranlaſſung benutzen, dem Fräulein 
Hülgerth thatſächliche Beweiſe des Dankes, vor Allem 
durch einen zahlreichen Beſuch der angekündigten 
Benefiz „ Vorſtellung, aus zuſprechen. — Roſſini's 
„Belagerung von Korinth“, ſeit vielen Jahren hier nicht 
gegeben, gehört zu den effectvollſten Opern des Meiſters und 
dürfte an und für ſich ſchon eine Anziehungskraft ausüben. 
Aber abgeſehen davon, iſt es gewiſſermaßen eine Ehrenpflicht 
für das Publikum, diesmal nicht zurück zu bleiben und alle 
Räume des Theaters zu beſetzen. M. 


Börſendepeſchen der Danziger Zeitung. 
erlin, 20. Januar 1864. Aufgegeben 2 Uhr — Min. 
Angekommen in Danzig 3 Uhr — Min. 
Letzt. Erg. 


Letzt. Er. 

a 2 Welte. Bohr, 884 8 
n 2 r. 

anuar / Februar 34 314% do. do., — | 9% 

übjahr,... 34 344 Danziger Brivatb, 8 | — 

7 tus Jan. 14% 147 gar fandbriefe 84 84 

böl do. 11 11 ¾Jeſtr. Credit⸗Actien 73 | 73 

e e eee Ss] Sl 

* e 8 5 u . „ „ 5 

5 59er. Pr.⸗Anl. 103% | 104 Wechſele. London 5 6. 18 


Fondsbörſe: matt. 
Damburg, 19. Januar. Yetreidemarkt flau und 
geſchäftslos; die politiſche Lage und ungünſtige engliſche Ber 
richte drückten. Oel matt, Mai 24½ 24%, October 24%. 


— Kaffee von Inhabern feſt gehalten; verkauft loco 2000 
2 age darunter 1200 Sad Maracaibo. — Zink ohne 
mſatz. 

London, 19. Januar. Es ſind 370,000 Pfd. St. aus 
der Bank größtentheils für Frankreich eatnommen worden. — 
Türkiſche Conſols 46. — Schönes Wetter. — Conſols 905%. 
1% Spanter 46. Mexikaner 34%. 5 4 Ru 


en 91. Nene 


Ruſſen 88. Sardinier 85. — Hamburg 3 Monat 13 N 7 
SL Wien 12 55 Kr. 

Liverpool, 19. Januar. Baumwolle: 1500 Ballen 
Umfas. Preiſe gegen geſtern unverändert. 

Paris, 19. Januar. 3 2 Rente 66, 60. Italieniſche 5 
Rente 68, 80. Italieniſche neueſte Anleihe — 34 Spanier 
—. 1% Spanier —. Oeſterreichiſche Staats ⸗Eiſenbahn⸗ 
Aetien 392, 50 Credit⸗mob.⸗Actien 1025, 00. Lombr. Eifen- 
bahn⸗Actien 517, 50. 


Danzig, den 20. Januar. Bahnpreife. 
Weizen gut hellbunt, fein und hochbunt 127 — 128/29 — 
130/1 — 132/48 nach Qualität 58/61—62/63% 64/67 ½ 
— 68 70/71 .; tuntelbunt 125 — 130/28 nach Qualität 
56/57 ½% — 5844/60/61% Eu, Alles yr 858 Zollgewicht. 
Roegen 120/23 — 125/2829 f von 3514,36 — 37/38 Ga 
Yır 1258. 
Erbſen von 38/40 — 41/42 Yu 
Gerſte kleine 106/108 110/1126 von 30/31 — 32 33 F, 
große 110/112 — 114/118 8 von 31/32—33 35 Yu 
Hafer von 21-23 u 
Spiritus 12% Ag e 8000% Tr. 

Getreide⸗Börſe Wetter: milde Luft. Wind: SW. 
Mäßige Zufuhr, beſchränkte Kaufluſt und ziemlich unverän⸗ 
derte Preiſe von Weizen Umſatz 60 Laſt. Bezahlt: 1278 
blaufpigig 315; 120/18 bunt 320; 125, 1278 bunt 
A 355, 4 360; 1284, 129/308 bunt 375; 1328 bell⸗ 
kunt E 390; 1318 desgl., 1318 bunt alt 395; 130/18 
ſehr hell 2 405. Alles 9 858. — Roggen 1264 4 222, 
Pr 1258. — 1118 kleine Gerſte 189. — Spiritus 
12% & bezahlt. 

Elbing, 19. Januar. (R. E. A.) Witterung: Nachdem 
ſeit vergangenem Sonnabend recht ſtarke Kälte geweſen iſt, 
fängt dieſelbe ſeit heute an nachzulaſſen. Wind: SO. — 
Die Zufuhren von Getreide ſind mäßig. Die Preiſe für 
die Mittelgattungen von Weizen und Roggen ſind etwas gewi⸗ 
chen und werden allem Anſchein nach noch weiter zurückgehen. 
Für die übrigen Getreidegattungen ſind bei ganz geringer 
Zufuhr nur einzelne Käufer zu kaum behaupteten Preiſen zu 
finden. — Spiritus unverändert im Werthe. — Bezahlt 
und anzunehmen ift: Weizen hochbunt 125— 132 f 57/58 — 
65/66 Su, bunt 125 —130 4 55/56 — 61/62 Su, roth 
123 — 1308 51/52 — 60/61 Yu, abfallender 115 — 122 
38/39 — 48/49 „ — Roggen 120 — 126 f 32% — 36 
Gau — Gerſte große, 108 — 1198 29 — 35 , kleine 
106 — 110 f 29 — 31 u — Hafer 62 — 80 4 17 — 22 
Se, für letztes Gewicht auch 20 V dr 508 Zollgewicht. 
— Erbſen, weiße Koh» 37 — 40 „ — Wicken ſchöne 
Qualität 37 n — Spiritus bei Partie 12½ Ag dae 
8000 pCt. Tralles. 

Königsberg, 19. Januar. (K. H. 8.) Wind: S. — 5. 
Weizen ferner nachgebend, hochbunter 126 — 1278 55 , 
bunter 1308 60 , rotber 124 — 1258 52 u bez. — 
Roggen niedriger, loco 123 —124 —128—129 4 35% — 38 
K bez., Termine matt, 808 Jar Frühjahr 39 n Br., 
38 S Gd., 1208 Jar Mai- Juni 39 Yu Br., 38 Ku 
Gd. — Gerſte unverändert, große 110 — 111 30 , 
kleine 1048 28 % bez. — Hafer matt, loco 78 — 80 K 
221, Gau bez, 508 Her Frühjahr 23 % Br., 21% u 
Gd. — Erbſen unverändert, weiße Koh» 39 — 40 , 
Futter- 37 Fu, graue 35 ge 34 —36 u bez. — 
Bohnen 45 — 47 K bez. — Wicken 30 —35 u Br. — 
Leinſaat geſchäftslos, feine 108 — 1128 70 —85 , 
mittel 104 1128 50—70 K Br. — Timotheum 4 - 6 ½ A 
Par C. Br. — Leinöl 13% . — Rüböl 11% Ag r . B. 
— Leinkuchen 52 — 53 u dar h. — Rübkuchen 53 6 
ar ir. Br. — Spiritus. Loco Verkäufer 13% &, 
Käufer 12% Ag ohne Faß; ar Januar Verkäufer 13 ½ 
, Käufer 12% * ohne Fat; — Frühlahr Ber⸗ 
Bein 15% Ag, Käufer 15 . incl. Faß r 8000 pCt. 
Tralles. 

Stettin, 19. Januar. (Oſtſ. Ztg.) Weizen flau, loco 
dur 858 gelber 51 — 54 Re bez., feinſter 54½ Me bez., 
ord. Galiz. 46 . bez., 83/85 d gelber Frühjahr 55%, 55 
. bez., Mai⸗Juni 56% . bez. u. Br. — Nog gen 
matt, er 2000 f loco 33½ —1 & bez., Jan.⸗Febr. 3314 
Re. Br., Frühi. 34 . bez., Br. u. Gd., Mai» Juni 34 ½ 

Br. — Gerſte Früh. 69/708 Vorpomm. 29 . Br. 
— Riübdl unverändert, loco 10% . bez., mit Faß 11% 
N bez., Yan.» Yebr. 10% Ag Br., April⸗Mai 11 Ag 
bez., Br. u. Gd., Sept.⸗Oct. 11% . Gd., ½ . Br. — 
Spiritus wenig verändert, loco 13% Ag bez., Jan ⸗Febr. 
13% Ag Gd., ſucc. Liefer. ohne Faß 13% Rg bez., Febr. 
März 14 . Gd., Frühlahr 14% Ag Gd., u . Br. 
Leinöl loco mel. Faß 13% g bez., r April- Mai 12% 
Rg Br. — Baumöl, Malaga loco 18% X tranſ gef., auf 
Lief. 18 & tranſ. bez. — Cocusnußöl, Cochin 17% . 
bez. — Thran, brauner Berger Leber- 35%, 37 N bez. — 
Leinſamen, Pernauer 12% & bez., Rigaer 12% A bez. 
— Caffee, gelblich Java 8½ . tr. bez. — Herring, Schott. 
crown und fullbrand 11½ . tr. bez., 11% & gef. — 
Soda, 48% calc. Newcaftler 3% & tr. gef. — Steinkohlen, 
Schott. 18 & bez. — Actien. Germania incl. Coupon fco. 
Zinſen 104% bez. 

Berlin, 19. Januar. Weizen r 2100 Pfund Inco 
50 — 57 * nach Qual, bunt poln. 54 — 55 ab Bahn 
bez., weiß. poln. 56 * do. — Roggen d 2000 Pfund 
loco exg. 36 , 81/828 36 ½ & ab Bahn bez., Jan. 35 
34% N. bez. u. Gd., 35 Hg Br., Ian. Febr. 34 — 
34%, Rg bez, Br. u. Gd., Febr.⸗März do, Frühl. 35 — 
34% Ag bez. u. Od., 35 . Br., Mai» Juni 35% —35% 
N bez, Juni -Juli 36% —36% N. bei. — Gerſte grotze 
30 — 34 , kleine do. — Hafer loco 22 — 23 Rg nach 
Qual. — Erbſen Kochwaare 37 — 48 . — Winter 
raps 83 — 85 * — Winterrübſen 82 —83 * — 
Rübdl oer 100 Pfund ohne Faß loco flüſſiges 11% &. 
Br., gefrorenes 11½. Ag bez., Jan. 11% — 11, Ag bez., 
Br. u. Gd., Ian.» Febr. 11 — 11. & bez. u. Br., 11 
Se. Gb., Sept.⸗Oct. 11½—11 & bez. — Leinöl u 
100 Pfund ohne Faß loco 13% N. Br. — Spiritus loco 
ohne Faß 14 ½ Rg bez., Jan. 14% —14½. Ag bez u. Go., 
14½ . Br., Jan.⸗ Febr. do., Juli - Aug. 15% . bez, 
Aug. ⸗ Sept. 15% . Br. 

Schiſsliſten. 
Neufahrwaſſer, den 19. Januar, 
Geſegelt: A Dänke, Aurora, Memel, Salz. 

Den 20. Januar. Wind NW. — 1“ R. 
Nichts in Sicht. 


.. ̃ͤ ͤũ 1111 ̃ĩ˖ , , 
Verantwortlicher Redacteur 5 Rickert in Danzig. 4 


Meteorologiſche Seovacht ungen. 


2 Baromt. 
55 in Therm. im Wind und Wetter. 
35 Par. Pir. 22 
18 310, — J, S ſchwach, leicht bewölkt und Nebel. 
20 : sen +05 [S. do. bezogen und Nebel, 
1 


B-erliner Fondsbörse vom 19. Januar, 2 10 54 b Preuß iſche Fond. 9 — 2 bet t Wechſel⸗Kouns can 19) Nan 
Eſenbabn-Actien. DO berſchl. Litt. A. u. C. 10101427 ba ; Saanen Aul. 4 99% bz ſenſche 2 18 91“ 3 rr 12 
8 Jer Biber 90 92 0 e as 1 155 — bi — 80052 5 194 bz — in N — 9 An Non. 1315 5 
ach en⸗ 0 — 5 ai 3 3 8 N 2 * 15 
Aachen-Maſtricht — 4 28 b — 24 1 584—1 54, 55, 57 400 bj Ausläudif > London 3 PA a 6 MEN. 
Amerdam-Rotterd. | 6 4 101% Rheiniſche 6 4 5 de. 1859 4100 bj = he. Zaun. n nl 
Bergli-Märt A. “10 8 Dan cher. 1 el r de. 188847100 err. Metal. 5 50 51 n | 16% bi 
Berlin. Anhalt 4 1147 Nhein-Nahebahn 124 bi 3 de. meg 95% Ver, Ant | 65% 8. de. K A 
Serur- ers 4719 8 Abr ⸗Ere⸗K.-Glabb. 44 (330 95 8 Staats- Schuldt 33 d b teuefte Pe. Hut 5 17 b5 geb 2 Men. 5 85 0 
Berlin- Potsd.⸗Mabb. 14 4 11764 by . Elſenbahnen — 5 1055 8 Staats- Pr.-Aul. 3/1191 Pr. Oel. 4 74 eee e ee 
Berlin-Stettin 7 4 127 dz Stargard - Pe ſen 6 135] 96% b Rur- u. N. Schld. 31] 87% B do. Eifb.Looſe — 711 dz u 5 fLelpig d Tage 57 K 5 
Böhm. Westbahn — 5 623 dz Oeſterr. Südbahn 87 |5 |135%—4 bz Berl. Stadt⸗Obl. 4 1001 0 Juſt. b. Stg. 5. A | 80% do. 2 Non. [ 87 0 
Bun Ban eh, f: 4 1231—123 63 ür. 74 4 120 8 ee x 1 — Be Ber Aue 5 | 9:8 mad her wur 1 11 bj 
rieg⸗Neſße 4 80 b Al. 5 103f 5 uff.-engl. Anl.) | 88 B erecßburg . Weh. Je gad bi 
Teln⸗MWinden 1232766 ek bz u ® kur- u. J. Pfdbr. 33 99 8 de. de. , 545 8 augen 8. Tag: IE 951 MH 
Coſel⸗Oderb. (Wilhb.)] $ 4 49 bu B do. neue ! | 49 de. de. l . — Nee n e ieee 
do. Stamm- Pr 43 4 — — Dieidende pro L 31. Öfpreug. Pfdbr. 33 84 5 de. de. 18625 865 bz u B ———.—.—— gen 
do. do. 5 5 — — Preuß. Bank Antheile 67 44/123 8 do. 93% bz Ruff Bin. Sch O | 714 © Gold- und Papıesgeid; 
Geerd en, f 14 8. 8 Berl. Keſſen-Berein 5443 6 Bommerije . 1331 88, b5 eri. L. g. 0 NT b @ SR ee 
Mag deb.⸗Halberſtadt = 4 2764 G om. R. Privatbauf 51 487 et bz u do. 4 881 bz do. L. B. 200 Fl. [4 — — Fr. Bim. 99 dzſbeutsd er 110 bi 
Magdeburg⸗Leirzig 17 4 — — anztg 6 488 dz Boſenſche 4 —— r Sonıge. BrOEbe 
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Nlederſchl⸗Wärk. — 4 [944 5 Berliner Handele⸗Ge. 9 4 319559 [define or. 0 lz et oz 
Wiederichl. Aweldbob ne ; 54 d Oesterreich A 253.73 bi u B 927 B E ur — isn 


Bekanntmachung. 

Syke Verfügung vom 19. Januar 1864 

iſt an demielben Tage die in Danzig errichtete 

andelsniederlaſſung des Kaufmanns Heinrich 

udolph Vogt ebendaſelbſt unter der Firma: 
Heinrich Vogt 


in das dieſſeiti . s 
wi = er nn Firmen⸗Regiſter 
Danzig, den 19. Januar 1864. 
Kgl. Commerz⸗ und Admiralitäts⸗ 
Collegium. 
v. Groddedk. 18941 


Bekanntmachung. 
Zufolge Verfügung vom 19. Januar 1864 
iſt an demſelben Tage die in Danzig errichtete 
andelönieverlaflung des Kaufmanns Theodor 
einrich Werner ebendaſelbſt unter der 


rma: 
8 Hein, Werner 
n das dieſſeitige dels⸗ en⸗Regiſt 
sub No. 58 aka bg 25 
Danzig, den 19. Januar 1864. 


Kgl. Commerz⸗ und Admiralitäts- 


Collegium. 
v. Grodde c. 


Bekanntmachung. 

Gemäß Verfügung vom 19. Januar 1864 
iſt an demſelben Tage in unite Handeid: (Pro: 
kuren⸗) Negiiter unter No, 112 eingetragen, daß 
der bieſige Kaufmann Theodor Heinrich Wer⸗ 
ner als Eigenthümer der hierſelbſt unter der 
Firma r. Werner beſtehenden Handels⸗ 
nie derlaſſun en No. den 
Peter Adolph ner zu Danzig ermächtigt 
bat, die vorbezeichnete Firma per procura zu 
zeichnen. 

Danzig, den 19. Januar 1864. > 
Kgl. Commerz⸗ u. Admiralitäts: 

Collegium. [8940] 
v. ®tonded. 


Yon Jabre 1864 ab erſcheint in Ferd. 
Dümmler's Verlagsbuchhandlung (Varr⸗ 
witz u. Goßmann) in Berlin: 


agazin für die 
grün des Auslandes, 


herausgegeben von 
Joſeph Lehmann. 
Dreiunddreißigſter Jahrgang. 
Wöchentlich eine Nummer von zwei Bogen 


in Quartformat. 
Preis 4 Thlr. jäbrlich, 1 Thlr. vierteljährlich. 

In umfaſſenderer Weiſe als irgend ein 
anderes literariſches Organ beſpricht das „Mas 
azin“ alle wichtigeren Erſcheinungen des gel» 

igen Lebens der Völker. zar 

Deutſchland war von jeher dasjenige Land, 
welches das meiſte Verſtändniß für das geiſtige 
Leben der Menſchheit hatte, und iſt daher auch 
wie kein anderes geeignet, ein internationaler 
Vermittler deſſelben zu ſein. 

Das „Magazin“ hat ſich ſtets beftrebt, ein 
Organ des Gedanken ⸗Austauſches von Nation 
zu Nation zu ſein. Es will Jedem, der nicht 
die Muße und Gelegenheit hat, den literariſchen 
Erſcheinungen des Auslandes ſelbſt nachzugehen, 
gleichwohl aber das Bedürfniß fühlt, ſich von 
dem unterrichtet zu halten, was auf den ver⸗ 
ſchiedenen Gebieten der geiſtigen Bewegung zur 
Erſcheinung kommt, ein hauptſächlich auf die 
ausländiſche Literatur gegründetes Bild von 
dieſen geiſtigen Vorgängen bieten. 

Eine Probenummer gratis durch 


E. Doubberck, 


Buch⸗ u. Kunſt⸗Handlun 
0 Langgaſſe * ſtoon 


RR 
So eben empfing und iſt bei Unterzeichnetem 
zu en: 


haben 
Baurecht 
nach den Vorſchriften des Allgemeinen 


Landrechts, 


8 U 5 
mit Hinweiſung auf die nach der Berliner Bau⸗ 
ordnung vom 30. November 1641 und der 
Special⸗Bau⸗Obſervanzen in Berlin vorkommen⸗ 
den Abweichungen. 1863. Preis 2 * 


L. G. Ilomann inDanzig, 
Jopengaſſe 19. [8916] 

ag Fremen No. 17 find 2 herrſchaftliche 

ohnungen nebit Zubehör vom 1. April d. 

„Hab zu vermiethen. Das Nähere darüber 
Bbeidengatie No. 306. 18610 


Beachtenswerth | 
* 


Brennerei-Beſitzer. 


L. Wilhelm, Kupferwaarenfabrikant in Elbing, 
empfiehlt ſeine neu conſtruirten Säulen⸗Apparate, welche bei entſprechen⸗ 
der Größe pro Stunde 1000 Quart Maiſche rein abtreiben, und Spiritus 


von durchſchnittlich 88 bis 90% Tralles liefern. 8 


Zeugniß: 

Herr L. Wilhelm in Elbing hat im Monat December in meiner 
Brennerei einen neu conſtruirten Säulen⸗Apparat aufgeſtellt, und be⸗ 
ſcheinige ich demſelben, daß dieſer Apparat ſo vollkommen arbeitet, wie 
ich es noch nicht geſehen habe. Derſelbe treibt 9000 Quart Maiſche in 
8 bis 9 Stunden rein ab, und liefert Spiritus von 88% Stärke. Der 
Apparat verdient meiner Anſicht nach mit Recht empfohlen zu werden. 

Narkau bei Dirſchau, den 1. Januar 1861. 


B. Heine. 


— ———— — 


Das PELZ-LAGER 


en gros & en detail 


Philipp Löw 
ne 74, ae? 


empfiehlt Reise- und Promenaden-Pelze für Herren und Damen, 
Muffen, Pelerinen, Schlittendecken, Pelzstiefel, Bibermützen ete, in 


8920] 


— — — — 


* 


SSeseseseee 


2 2 


—— —U——— ꝶ—— —ů ren 
Erlkönigs Tochter, 
nach nordiſchen Volksſagen für Soli, Chöre und ar. Orcheſter von Nils Gade, und 
Billets à 1 Thlr. zum Saal, 15 Sgr zum 

AS Web un u. Ziemſſen. 

gen der Herren Weber, Habermau Kid. Nebfeldt- 

in er Theil der Maskenanzüge, ue ſämmtlich nen iſt bereits eingetroffen 

und 4 Sai zur geneigten Auch und Auswabl e r 


grösster Auswahl. Preise fest. 17:13) 
Engliſche glaſirte Steinröhren 
empfiehlt 16608 
S 
a Zweites Abonnements-Concert 
a Sonnabend, den 23. Januar 1864, Abends 7 Uhr, 
9 Das verlorne Paradies, 
der zweite Theil (die Schöpfung) von Rubinſtein. 
eehrte Dilettanten gütigft übernommen. 
0 
8) 
— 
i 2 ti U 
e . ld, e 8 l de eee ede ben ee be e vor 


Gr. Gerbergaſſe No. 7. Hogo Scheller. 
im Apollo⸗Saale des Hotel du Nord. 
N Die ſämmtlichen Soli haben an dieſem Abend e ee e 
Maskenball. 
zulegen und überzeugt daſſelbe von der ſtrengen Solidität des Unternehmens. 


Seneigte Aufträge und Beſtellungen effectuire ich prompt. „18927 
Theaterfriſeur, pP N au er Tpeaferftifent ; 
6 2 
dem Mer be dart. 0 Ipem Pag —— 


| Steinkohlen. 
|. Beste Kamin - Kohlen. 


werde ich auf dem hieſigen Theerhofe, Eingang die für Haushaltungen empfehle, wer- 
vom Kielgraben Be EHE den in jeder Quantität zum hilligsten 
Montag, den 25. Januar 6. Preise frei an die Thüre gelic fe 


Vormittags 10 Uhr A. Wolfheim, Kalkort 27. 


gegen baare Zahlung öffentlich durch Auction 


25 Faß rectificirtes 
Petroleum 


verkaufen, wozu einlade. Fin unverheiratheter Müdlenwerkführer findet 
8.361 Nothwarger, Auctienator. I auf meinen 3 Bintmöhlen mit 5 Be 
Sat 1 iſche Sade um 11 N ri gie | er 9 bei Eur, 

3 „ ſind zu n i 
= alz ide iu gebrauchen f 1815 C. Mernicke. 


8 


Das Fallen bei der jetzigen 
Glätte verhindern 


die von Fräulein Betty Zehreus in Cöslin 
neu erfundenen electromagnetiſchen Schude, und 
ſind für Damen beſonders Gamaſchen⸗ Stiefeln 
u empfehlen. Die zweck näßige und hüoſche 
e erwärmt nicht allein die süße, 
ondern ihr electtiſcher Strom belebt auch den 
ganzen Körper böchſt wohlthätig. Schuhe für 
‚rren und Damen ſind in verſchledenen Größen 
bier Pu G. Hon zu haben bei: 

. „ omann, opengaſſe No. 197 
8917 in St of 7 


Ein elegantes Reitpferd, 


zw lach) 4° groß, "jährig, in 
res Paradiesgaſſe No. 2, * ar 


File Rü' kuchen beſter Qualität 
offerirt billigſt 


Benjamin Bernstein, 
[8937] Laugenmarkt 31. 


Dae nie. 
angenmarkt No. 17 iſt eine Barterrewohnung, 
die ſich zum Laden oder Comtont eignet, zu 
vermietben. Näberes Weidengaſſe No 56, 
Cin junger Oekonom, mit guten Zeuaniſſen 
verſeben, ſucht ſogleich eine anderweile 
Stellung. Adreſſen unter No. 8381 werden 
durch die Expedition dieſer Zeitung erbeten. 
En Böticher, eingeubt auf Kak und Obits 
tonnen, findet für ſich und 2 Geſellen für 
den Winter und Sommer Beſchäfligung in dem 
Speditions Geſchäſte dei Earl Gehrmann 
zu Bubnbof Terespol an der Ditbabn. 
Eis Commis, Materialiſt, der auch längere 
Zeit in einem Getreidegeſchäft geweſen, 
ſucht in einem Com or oder - Facrpreige: 
ſchäft eine Stelle von April d. J. ad. Gefällt e 
Adreſſen erbittet man unter No. 89 11 in der 
Expedilion dieſer Zeitung. 


Agronomia 


Jena. 


junger Kaufleute. 


Donnerſtag, den 21. Januar er 
Abends 1,8 Uhr: 
Soirée. b 
Der Vorſtand. 


. 
Im Apollo-Saal (Preuß. Hof). 
Heute Abend? dis 9 Uhr 
letzte Vorſtellung 


in dieſer Woche ut geheizt. 
1580 oche. Der Saal iſt gus gebeih 


Ki nn 
Stadt-Theater. 


Donnerſtag, den 21. Jan. (Abon. suspendu), 
Benefiz für Frl. Hülgerth. Die Belage⸗ 
— an Große heroiſche Oper 
in 3 Acten von Roſſini. 8925 

Freitag, den 22. Jau. (4. Abon. No. IB). 
Am Geburtstage Lelings- Emilia Galotti. 
Trauerſpiel in 15 Aclen von G. E. Leſſing. 


Mus Sammlungen zur Anſchaff arme 

us Sammlung aſchaffung wärmerer 
A Bekleidungsſtücke für die in 1— 12 ſtehen⸗ 
den vaterländiſchen Truppen find. dei mir eine 
ezahlt durch: 1) O. Hofd. Kohts a. Or. 
Walddorf 10, . 2) H. Hofb. Grod deck a. 
Donneberg 2 , 3) H. Schulzen 2 . 


a Schellingsfelde 1 ı0 m, 4 b. 
Arndt a Reundoi 4 10 { 8 

Indem ich den verehrlichen Gebern und 
Heberinnen hiermit dankend quitiire, erkläre ich 


mich zur Annahme und Weiterdeforderung der⸗ 


artiger Beträge gern bereit. 
Danzig, den 20, JImuar 1864. 
Niederſtetter, Polizeirath. 
Poggenpfuhl No. 37. 


cu dun . . Nafemans 


in ani. { 


